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Zu den Voraussetzungen des Unfallversicherungsschutzes als Rehabilitand gem. § 2 Abs. 1 
Nr. 15a SGB VII 
Ein durch Einnahme eines Abführmittels zur Vorbereitung einer Darmspiegelung bedingter 
Sturz stellt eine versicherte Tätigkeit nach § 2 Abs. 1 Nr. 15a SGB VII dar, wenn diese Medi-
kamenteneingabe erforderlich war, um die geplante diagnostische Maßnahme als ein „Er-
halten der Behandlung“ durchzuführen.  
 
§ 2 Abs. 1 Nr. 15a SGB VII, § 8 Abs. 1 SGB VII 
 
Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 25.11.2016 – S 40 U 264/14 –  
 

Streitig war die Feststellung eines Arbeitsunfalles. 
Die Klägerin befand sich zu Lasten ihrer gesetzlichen Krankenkasse in stationärer Kran-
kenhausbehandlung, als zur weiterführenden Diagnostik eine Darmspiegelung durchge-
führt werden sollte. Hierfür nahm die Klägerin aufgrund entsprechender ärztlicher Verordnung 
ein Abführmittel als vorbereitende Maßnahme ein. Am 22.01.2014 stürzte die Klägerin 
noch im Krankenhauszimmer auf dem Weg zur Toilette „im Rahmen der abführenden Maß-
nahme“ und zog sich eine Schienbeinkopffraktur zu. 
Die Beklagte lehnte die Anerkennung als Arbeitsunfall ab, der Widerspruch der Klägerin blieb 
ohne Erfolg.  
 
Das SG gab der Klage statt, da die Klägerin einen Arbeitsunfall gem. § 8 Abs. 1 S. 1 SGB VII 
erlitten habe. Das Unfallereignis sei in Folge der versicherten Tätigkeit eingetreten. Die Klä-
gerin habe zur Zeit des Unfalles eine den Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr. 15a SGB 
VII begründende Tätigkeit verrichtet, die nach der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 
27.04.2010 – B 2 U 11/09 R – [UVR 15/2010, S. 956]) sowohl das Entgegennehmen der Be-
handlung sowie auch die Handlungen umfasse, die Versicherte vornehmen, um an der 
Durchführung der Behandlung mitzuwirken, soweit sie sich dabei im Rahmen der ärztlichen 
Anordnung halten. Die Einnahme des Abführmittels sei Teil der ärztlich angeordneten stationä-
ren Behandlung gewesen. Ohne die Medikamentengabe hätte die geplante diagnostische 
Maßnahme als das „Erhalten der Behandlung“ nicht durchgeführt werden können. Am 
sachlichen Zusammenhang einer solchen Mitwirkungshandlung mit der versicherten Tätigkeit 
fehle es nach der zitierten Rechtsprechung auch dann nicht, wenn eine fehlerhafte thera-
peutische Behandlung durch einen Arzt oder einen von ihm eingeschalteten Therapeuten vor-
läge. Eine möglicherweise entgegenstehende frühere Auffassung des BSG könne nach der 
jetzt gültigen aktuellen Gesetzesfassung nicht mehr aufrechterhalten werden. 
Die Unfallkausalität sei positiv festzustellen. Zwar habe sich eine innere Ursache realisiert, 
diese sei aber wesentlich der versicherten Tätigkeit zuzurechnen. Die Klägerin habe sich bei 
der Verrichtung unmittelbar vor dem Unfallereignis auf einem versicherten Weg innerhalb des 
Krankenhauses (Weg zur Toilette im Krankenzimmer) befunden. Hierbei handele es sich um ei-
nen Weg, der regelmäßig unter Versicherungsschutz stehe. Die durch das Abführmittel ver-
ursachten Kreislaufbeschwerden mit Schwindel und dem Wegsacken der Beine seien als 
innere Ursache die allein wesentliche Ursache für den Sturz gewesen. Diese innere Ursa-
che sei auch die wesentliche Folge der versicherten Tätigkeit in Form der Einnahme des 
Abführmittels gewesen.  
Die Kammer weist sodann noch darauf hin, dass zwar nach der Rechtsprechung des BSG die 
Unfallkausalität zu verneinen sei, wenn der Unfall allein auf einem Behandlungsfehler be-
ruhe (s. BSG-Urteile vom 15.12.1981 – 2 RU 79/80 – und vom 27.11.1986 – 2 RU 10/86 – [ju-
ris]). Ein entsprechender Behandlungsfehler sei jedoch nur dann anzunehmen, wenn bei der 
konkreten ärztlichen Behandlung eine Verletzung des Darmes „ärztlich“ verursacht worden oder 
z. B. der Patient während der OP vom Operationstisch gefallen sei. Ein solcher Sachverhalt lie-
ge hier jedoch nicht vor (vgl. S. 260).  

https://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/1906262/1909135/15_2010_02.pdf?nodeid=1909139&vernum=-2
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Das Sozialgericht Hamburg hat mit Urteil vom 25.11.2016 – S 40 U 264/14 –  
wie folgt entschieden: 
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